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Positionierung des StuRa zur  

Zivilklausel  

Am 3. Juli 2018 hat der StuRa der Universität Heidelberg folgende 

Positionierung zur Zivilklausel gefasst: 

 

 

Der StuRa spricht sich dafür aus, dass sich die Universität in ihrem Handeln 

friedlichen Zielen verpflichtet und ihre gesellschaftliche Verantwortung für eine 

Welt ohne Krieg wahrnimmt. Daher fordert der Studierendenrat die Universität 

Heidelberg dazu auf, jegliche Forschung und Zusammenarbeit, die mit diesem 

Ziel unvereinbar sind, auszuschließen. Dazu gehören: 

 

1. Forschung an Rüstungsgütern, 

2. Zusammenarbeit mit Unternehmen, die schwerpunktmäßig an Rüstungsproduktion- und Handel beteiligt 

sind
1
*, 

3. Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium der Verteidigung und vergleichbaren ausländischen 

Behörden, 

4. Zusammenarbeit mit sonstigen Verbänden, Vereinen oder Gruppierungen, die mit in 2. oder 3. genannten 

Akteuren vergleichbar sind. 

 

Unter Zusammenarbeit sind Forschungsaufträge von besagten Akteuren, Stiftungsprofessuren, Ausrichtung 

und Sponsoring von Veranstaltung, Werbung für derartige Unternehmen, Hörsaalbenennungen und andere 

Kooperationen mit vergleichbaren Unvereinbarkeiten bezüglich der zivilen Zielsetzung zu verstehen. 

Student*innen, die Mitglieder der Bundeswehr sind, sind explizit nicht mit diesem Antrag davon 

ausgeschlossen, sich an den Kursen und Alltag der Universität zu beteiligen. Sie sind explizit nicht 

Gegenstand der Positionierung dieses Antrags. 

 

                                                      
1
 Hiermit sind vor allem Rüstungskonzerne gemeint mit denen eine Kooperation auszuschließen ist, die entweder aufgrund ihres hohen 

Produktionsvolumens an Rüstungsgütern oder dem Anteil der Rüstungssparte des Konzerns von mind. 50% mit dieser Positionierung 

unvereinbar sind. Dazu zählen z.B. Airbus Group (Airbus Defence & Space), Rheinmetall, Diehl Defence, Krauss-Maffei Wegmann, 

Heckler & Koch, ThyssenKrupp und Tognum. Mischkonzerne, die nicht diesen beiden Kriterien entsprechen, aber dennoch an 

Rüstungsproduktion und -forschung beteiligt sind, müssen im Falle einer möglichen Kooperation mit der Uni Heidelberg von der später 

genannten Ethikkommission im Hinblick auf die Forschungs- und Kooperationsinhalte auf die Grundsätze und Bedingungen dieser 

Positionierung geprüft und bei Widerspruch mit diesen abgelehnt werden. Besteht Zweifel an der Zuordnung eines Konzerns als 

Rüstungs- oder Mischkonzern, so wird die Frage an die Ethikkommission weitergeleitet und von dieser Untersucht und eine Zuordnung 

von ihr getroffen. 
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Bei der Forschung an gelisteten Dual Use* Gütern und nicht gelisteten Dual Use Gütern, die ebenfalls 

Ausfuhrbeschränkungen unterliegen und anderen Betrachtungsgegenständen, bei der es Bedenken gibt, ob 

diese mit einer friedlichen Zielsetzung kollidieren, entscheidet eine öffentlich tagende universitätsweite 

(Ethik-)Kommission über die Bewilligung des Forschungs- oder Kooperationsvorhabens. Alle Statusgruppen 

(Doktorand*innen, wissenschaftliche Mitarbeiter*innen, technische/administrative Mitarbeiter*innen, 

Hochschullehrer*innen und Student*innen) sind paritätisch in dieser Kommission vertreten. Die Mitglieder 

der Kommissionen werden unter allen Beteiligten der jeweiligen Statusgruppe in freien, gleichen, geheimen, 

allgemeinen und unmittelbaren Wahlen gewählt. Eine Abwahl in Form einer Urabwahl muss jederzeit 

möglich sein. Die Größe des Gremiums ist so zu wählen, dass die Arbeitsfähigkeit gewahrt bleibt. Ein unter 

Beteiligung aller Statusgruppen gebildeter Vorsitz leitet die Tagungen der Kommission. 

 

Bei der Entscheidung über die Bewilligung eines strittigen Forschungsvorhabens haben die Mitglieder der 

Kommission die Verpflichtung, die Auswirkungen des Forschungs- oder Kooperationsvorhabens auf die 

friedliche Zielsetzung der Universität zu untersuchen. Eine negative Auswirkung darauf ist hinreichendes und 

notwendiges Kriterium, dem Vorhaben nicht zuzustimmen. Das ist der Fall wenn: 

- Der Auftraggeber zu den in (2), (3), (4) genannten gehört oder (1) als Ziel verfolgt. 

- Die eigentliche Ziel des Forschungsvorhabens militärischer Natur ist 

 

Zur Entscheidungsfindung muss die Kommission Sachverständige aller fünf Statusgruppen aus den 

betreffenden Fakultäten und gegebenenfalls auch von außerhalb der Universität heranziehen. 

Eine nach den oben erwähnten gewählte Vorbereitungskommission arbeitet eine Satzung für die Grundlage 

der Arbeit der Kommission aus. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


